
treten und ziehen sich zurück. Neben
Frustrationen droht zudem auch Lange-
weile, denn auch bei den Piraten müssen
Gremienarbeit betrieben, Debatten ge-
führt und Parteitage organisiert werden,
wie in allen Parteien auch.

Nun kämpft die Partei in letzter Zeit
auch noch vermehrt mit rechtsextrem ge-
sinnten Mitgliedern. Sie hat sich zwar auf
dem letzten Parteitag klar davon abge-
grenzt, wird sich gleichwohl immer wieder
fragen müssen, wie weit ihr Freiheitsver-
ständnis gegenüber diskriminierenden
Äußerungen von Parteimitgliedern reicht.

Die Piraten bieten viele Anreize für die
politische Teilhabe junger Menschen, was
davon für andere Parteien nachahmens-
wert ist und was nicht,bedarf erst noch der
kritischen Erörterung. Das meiste davon
basiert nicht auf neuen Erkenntnissen. Spä-
testens seit den 90er Jahren wird in nahezu
allen Parteireformdebatten gefordert, die
Mitglieder direkter einzubinden und ih-
nen thematisch und zeitlich begrenzte Mit-

arbeitsmöglichkeiten zu geben, jedoch oh-
ne durchschlagenden Erfolg.

Was hat die Piratenpartei, was andere
nicht haben? Sie hat ein offenes und parti-
zipatives Politikverständnis. Hierarchien
und Hürden sind unerwünscht. Dies ver-
wirklicht sie durch umfassende Nutzung
des Internets. Demgegenüber verharren
die etablierten Parteien, die eigentlich auch
Willensbildung als bottom-up-Prozess ver-
sprechen, de facto beim Prinzip der top-
down-Entscheidungen. Das gleicht dann
manchmal eher einer Partizipationssimu-
lation, als wirklicher Mitwirkung.

Die Piratenpartei bietet ihren Mitglie-
dern hingegen etwas Einzigartiges: Offline
wie online lädt sie – vor allem durch die
konsequente Nutzung der technischen
Möglichkeiten – zu nahezu grenzenloser
Partizipation, Transparenz und Offenheit
ein. In welchem Maße sie das am Ende in
der Praxis durchhalten wird und wohin
das inhaltlich führt, ist freilich heute eine
offene Frage. ■
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Rechtsstaat, bürgerliche Freiheitsrechte
und Gewaltenteilung – das sind nicht

die typischen Attribute, die wir dem chine-
sischen Regierungssystem auf den ersten

Blick attestieren würden. Eher erinnern
wir uns an das harte Vorgehen der chinesi-
schen Machthaber gegen Bürgerrechtler,
Menschenrechtsanwälte und Intellektuelle
im Zuge der aufkeimenden Jasmin-Pro-
teste im Frühjahr 2011 oder das plötzliche
Verschwinden des international renom-
mierten Künstlers Ai Weiwei im April des-
selben Jahres. Unvergessen bleibt auch der
leere Stuhl, als am 10. Dezember 2010 in
Oslo der Friedensnobelpreis an den chine-
sischen Schriftsteller, Systemkritiker und
maßgeblichen Mitverfasser der Charta 08,

Hendrik Lackner

China: Das Experiment von Wukan

Das Bild von China, das hierzulande medial gezeichnet wird, ist selten positiv.
Doch auch wenn vieles in dem Riesenreich durchaus kritikwürdig ist, es gibt gesell-
schaftliche Subbereiche, in denen sich Dinge nach vorne entwickeln.
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Liu Xiaobo, verliehen wurde. Liu verbüßt
gegenwärtig eine elfjährige Haftstrafe we-
gen Untergrabung der Staatsgewalt. Auch
die Geschehnisse der letzten Wochen um
den entmachteten Parteichef von Chong-
qing, Bo Xilai, sowie den blinden Men-
schenrechtsaktivisten Chen Guangsheng
scheinen weitere Belege für Vetternwirt-
schaft, Korruption sowie eine unbarmher-
zige Staatsmacht zu sein.

Die mediale Strahlkraft dieser Bilder
ist so gewaltig, dass unserem Blick auf die
Wirklichkeit die erforderliche Sehschärfe
abhanden zu kommen droht. Denn wir
laufen Gefahr, dass wir neben den großen
Linien die häufig ebenso interessanten
Feinstrukturen nicht mehr hinreichend
wahrnehmen. Tatsächlich ist die politische
Entwicklung im Reich der Mitte keines-
wegs so eindeutig negativ, wie die über-
wiegende öffentliche Medienberichterstat-
tung dies vermuten ließe. Es gibt vielmehr
gesellschaftliche Subbereiche, in denen sich
die Dinge nach vorne entwickeln, näm-
lich hin zu mehr politischer Partizipation,
zu mehr bürgerlicher Freiheitsbetätigung
und zu mehr Rechtsstaatlichkeit. Ein sym-
bolhaftes Ereignis könnte hoffnungsvoll
stimmen.

Die mutigen Bürger von Wukan

Wukan ist ein kleines Fischerdorf mit weni-
ger als 20.000 Einwohnern. Es liegt in der
Provinz Guangdong im Südosten der Volks-
republik und ist etwa 200 km von Hong-
kong entfernt.Am 21. September 2011 kam
es in Wukan zu einem ersten sogenannten
»Massenzwischenfall«, wie sie in China
mittlerweile ca. 80.000 Mal im Jahr auftre-
ten: Etwa 4.000 Dorfbewohner demons-
trierten dagegen, dass korrupte lokale Par-
teifunktionäre – darunter der seit 40 Jahren
amtierende örtliche Parteichef – dem Kol-
lektiv gehörendes Land ohne dessen Zu-
stimmung, d.h. unter Verstoß gegen gelten-
des Recht, an Immobilienfirmen veräußert

und sich dabei persönlich bereichert hat-
ten. Auf den abgepressten Flächen sollten
Luxuswohnungen und Villen für vermö-
gende Stadtbewohner gebaut werden.

Derartige Bodenkonflikte, die sich ne-
ben der illegalen Landnahme auch auf die
– häufig entschädigungslose – Enteignung
von Immobilien und deren Zwangsabriss
erstrecken, stellen eines der gravierendsten
sozialen Probleme im heutigen China dar.
Ursache dafür ist vor allem der stetig an-
haltende Urbanisierungsdruck, der mit ei-
ner gewaltigen Nachfrage nach Bauland
einhergeht. Auf die Immobilienwirtschaft
entfallen mittlerweile 13 % des chinesi-
schen Sozialprodukts. Dazu kommt, dass
der Verkauf von Landnutzungsrechten mit
46 % Budgetanteil die zentrale Einnahme-
quelle chinesischer Lokalverwaltungen dar-
stellt. Hohe Schmiergeldzahlungen machen
derartige Bodengeschäfte für viele der ört-
lichen Parteikader außerordentlich verlo-
ckend, zumal effektiver Rechtsschutz vor
chinesischen Gerichten aus zwei Gründen
in der Regel nicht zu erlangen ist: Erstens
genießen chinesische Richter keine rich-
terliche Unabhängigkeit in dem Sinne, wie
sie für uns selbstverständlich ist; vielmehr
wird in der Justiz weiterhin ein Herrschafts-
instrument zur Sicherung und Durchset-
zung des Machtmonopols der Partei gese-
hen. Zum anderen sind die örtlichen Ge-
richte von den Lokalverwaltungen abhän-
gig, haben diese doch über die Finanzaus-
stattung der Gerichte zu entscheiden. Es
sind im Zweifel also dieselben Parteikader,
die an dubiosen Immobiliengeschäften mit-
wirken und gleichzeitig durch gezielte Ein-
flussnahme ein Eingreifen der örtlichen
Gerichte zu verhindern wissen. Statt die
Gerichte anzurufen, ziehen es chinesische
Bürger aus rechtskulturellen und auch tra-
ditionellen Gründen häufig vor, sich mit
Petitionen an übergeordnete oder zentrale
Regierungsstellen zu wenden, wenn sie sich
in ihren Rechten verletzt fühlen. Auch hier
hat es jedoch in der Vergangenheit rechts-
staatliche Exzesse gegeben: Zahlreiche Lo-
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kalregierungen haben Petenten, die sich
auf den Weg in die Provinzhauptstädte
oder nach Peking gemacht haben, auf dem
Weg abgefangen und sie in Polizeihaft ge-
nommen oder in Arbeits- oder Umerzie-
hungslager eingewiesen. Als letztes Ventil,
um Druck abzulassen und Unmut zu arti-
kulieren, bleibt deshalb häufig nur die Stra-
ße. Selbst kleinere Demonstrationen arten
schnell in allgemeine Massenproteste aus,
welche die zuständigen Verantwortlichen
in doppelter Hinsicht vor enorme Schwie-
rigkeiten stellen: Zum einen können Mas-
senproteste,die eskalieren,unbeherrschbar
werden, weshalb die Interventionsschwelle
für polizeiliche Großeinsätze eher niedrig
ist. Zum anderen hat die Bewahrung sozia-
ler Stabilität und Harmonie für die zentra-
len Machthaber in Peking oberste Priorität.
Für lokale Kader, die beim Management
sozialer Konflikte keine Erfolge vorweisen
können, ist ein weiterer Aufstieg auf der
Karriereleiter in Staat und Partei schnell
beendet. Wegen dieser besonderen Motiv-
lage werden Demonstrationen häufig schon
im Keim zu ersticken versucht.

Auch in Wukan begannen die Proteste
nach tradiertem Muster. Die Polizei ging
zunächst hart gegen die Demonstranten
vor, die seit September 2011 über mehrere
Wochen hinweg öffentlich gegen die um-
strittenen Grundstücksgeschäfte protes-
tiert hatten. Nachdem Parteikader und Po-
lizei aus dem Ort vertrieben worden waren,
wurde Wukan über einen längeren Zeit-
raum vollständig von Demonstranten kon-
trolliert. In ihren täglichen Massenkund-
gebungen betonten die »Aufständischen«
immer wieder ihre grundsätzliche Loyali-
tät zur Kommunistischen Partei, forderten
aber die Einhaltung der bestehenden Ge-
setze und das Ende von Willkür und Vet-
ternherrschaft. Mitte Dezember 2011 ver-
haftete die Polizei sodann mehrere »Rä-
delsführer«, darunter Xue Jinbo, der unter
ominösen Umständen während der Haft –
angeblich an Herzversagen – verstarb. Sein
Leichnam soll mit zahlreichen Blutergüs-

sen versehen gewesen sein, so dass die An-
gehörigen davon ausgehen, er sei von Poli-
zisten zu Tode geprügelt worden.

Trotz anfänglicher Zensurmaßnahmen
erregte die Dorfbesetzung von Wukan gro-
ße Aufmerksamkeit auf chinesischen In-
ternetseiten. Insbesondere auf zahlreichen
Blogs wurde der Vorfall ausführlich disku-
tiert. Allein auf Sina Weibo – dem chinesi-
schen Pendant zum amerikanischen Twitter
– finden sich über eine Million einschlägi-
ge Einträge. Unzählige Solidaritätsbekun-
dungen lassen erahnen, dass Wukan über
bisherige Massenzwischenfälle qualitativ
weit hinausgeht. Wukan hat das Potenzial,
als Symbol und Kristallisationspunkt für
ein couragiertes und friedliches Aufbe-
gehren gegen massenhaftes Unrecht bei
Grundstücks- und Immobiliengeschäften
Geschichte zu schreiben.Von Wukan könn-
te der unüberhörbare Ruf nach mehr de-
mokratischer Teilhabe, nach mehr Rechts-
staatlichkeit und weniger Willkürherr-
schaft ausgehen.

Auch höhere Parteiführer haben sich
von dem erstarkten Selbstbewusstsein der
Demonstranten von Wukan offensichtlich
beeindrucken lassen, haben sie doch ver-
sprochen, deren Forderungen weitgehend
zu erfüllen. Neben Straffreiheit und Ab-
lösung der ehemaligen Dorfkader wurde in
intensiven Verhandlungen unter Leitung
von Zhu Mingguo, dem stellvertretenden
Parteichef der Provinz Guangdong, zuge-
sagt, die kritisierten Bodengeschäfte rück-
gängig zu machen und künftig für uneinge-
schränkte Transparenz sowie die Einhaltung
rechtsstaatlicher Verfahrensgrundsätze sor-
gen zu wollen. Dass die gemachten Zusagen
offenbar ernst gemeint sein könnten, zeigt
sich nicht zuletzt an folgendem Umstand:
Lin Zulian, einer der Wortführer der Pro-
testbewegung, wurde am 15. Januar 2012
auf einer Parteimitgliederversammlung
zum örtlichen Parteisekretär von Wukan
bestimmt.Auch demokratische Wahlen zur
Bildung eines neuen Dorfkomitees haben
zwischenzeitlich in Wukan stattgefunden.
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Die Dorfbesetzung von Wukan hat auch
innerhalb der chinesischen Führungsschicht
einen ungewöhnlich offenen und öffentlich
geführten Diskussionsprozess ausgelöst.
Dieser Meinungsaustausch führt vor Au-
gen, wie intensiv innerhalb der Kommunis-
tischen Partei um die künftige strategische
Ausrichtung gerungen wird.Angesichts des
im nächsten Jahr bevorstehenden Führungs-
und Generationenwechsels ist schwer ab-
zuschätzen, ob das Eingehen auf die Forde-
rungen der Dorfbesetzer von Wukan nur
als taktisches Manöver, oder als echte stra-
tegische Weichenstellung zu verstehen ist.

Zwei im Internet veröffentlichte De-
battenbeiträge sollen abschließend und
stellvertretend für die progressiven Strö-
mungen innerhalb der chinesischen No-
menklatura besonders hervorgehoben wer-
den: Zum einen äußerte sich mit Hu De-
ping der älteste Sohn des früheren KP-Ge-
neralsekretärs Hu Yaobang, dessen Tod im
April 1989 die Studentenproteste auf dem
Platz des Himmlischen Friedens in Peking
auslöste.Hu sieht in Wukan die Chance,die

chinesische Gesellschaft künftig stärker
auf demokratischen und rechtsstaatlichen
Grundsätzen aufzubauen. Insofern könne
sich die Nation ein Beispiel an Wukan neh-
men. Zum anderen nahm Wu Si Stellung.
Er ist Herausgeber der angesehenen Zeit-
schrift Yanhuang Chunqiu, einem monat-
lich erscheinenden Parteiorgan,das für sei-
ne durchaus regierungskritischen Analysen
bekannt ist. Wu fordert in seinem Beitrag
einen echten Paradigmenwechsel. Konflik-
te sollten in Zukunft auf rechtsstaatlicher
Grundlage, und gestützt auf bürgerliche
Freiheiten, von unabhängigen Gerichten
entschieden werden.

Wenn die Geschehnisse in Wukan dazu
beitragen könnten, dass fortschrittliche
Stimmen wie die von Hu und Wu in der
chinesischen Gesellschaft sowie in der po-
litischen Klasse Chinas mehrheitsfähig
werden, wäre für die Menschen in China
viel gewonnen. Der Wunsch nach mehr
Recht und Freiheit für China sowie nach
schrittweiser Demokratisierung hat einen
Namen: Wukan. ■

A K T U E L L E S

N G | F H   6 | 2 012 2 5

Der arabische Frühling und die europä-
ische Freude darüber sind zu einem

kurzzeitigen Ereignis geschrumpft. Die
tunesischen Funken sprühten nicht weit
genug. Sie verlöschen im Gegenwind ara-
bischer Gegner oder im zu lauen Lüftchen
europäischer Unterstützung. Diese basiert
auf mangelnder Kenntnis der sozialen Pro-
bleme arabischer Staaten, auf einseitigem
Menschenrechtsverständnis und auf tradi-
tioneller, aber höchstens noch punktuell
wirksamer Machtpolitik. Die Alternative
dazu ist der Einsatz für Wohlfahrtsstaatlich-
keit. Die ILO propagiert sie global in ihrer
Social Protection Floor Initiative, die Sozia-
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Wohlfahrtsstaatlichkeit
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listische Internationale hat 2010 ein Konzept
von Global Welfare Statehood beschlossen.

In der arabischen Realität sprangen
Funken nach Libyen über, dort ist der Dik-
tator mit militärischer Luftunterstützung
der NATO gestürzt  worden, wie es demo-
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